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Es gibt im Moment sicher attraktive-
re Arbeitgeber als Economiesuisse.
Der einst so mächtige Wirtschafts-
dachverband wird sein Verliererima-
ge einfach nicht los. Die Hoffnung
auf Besserung, die mit dem neuen
Präsidenten Heinz Karrer aufflamm-
te, wurde durch das Ja zur Massen-
einwanderungsinitiative abrupt er-
stickt. Attraktivität ist aber immer ei-
ne Frage der Perspektive: Wenn man
zurzeit im Team des angeschlagenen
Wirtschaftsministers Johann Schnei-
der-Ammann spielt, dann kann ein
Wechsel zu Economiesuisse durch-
aus verlockend erscheinen ...

Genau das trifft auf Monika Rühl
zu. Die 50-Jährige hat als Generalse-
kretärin des Eidgenössischen Volks-
wirtschaftsdepartements stürmische
Wochen hinter sich: Zuerst sorgte die
Seco-Korruptionsaffäre für Negativ-
schlagzeilen und kurz darauf wirbel-
ten die umstrittenen Steuerkonstruk-
te von Ammanns Familienunterneh-
men Staub auf. Just in dieser Krise –
die Fälle sind noch nicht aufgearbeitet
– wurde Rühl letzte Woche von der
«Weltwoche» als mögliche Economie-
suisse-Direktorin ins Spiel gebracht.
Und sie hat tatsächlich intakte Chan-
cen auf den Job, bestätigen gut unter-
richtete Quellen der «Nordwest-
schweiz». Der Wirtschaftsverband
sucht noch immer einen Nachfolger
für Pascal Gentinetta, weil der desi-
gnierte Direktor Jean-Marc Hensch
das Amt aus gesundheitlichen Grün-
den nicht antreten konnte.

Erfahrung mit Enttäuschungen
Monika Rühl ist der breiten Öffent-

lichkeit kaum bekannt. Im Berner
Oberland geboren, in Uster aufge-
wachsen, hat sie eine beeindruckende
Beamtenkarriere hingelegt: Zwischen
1998 und 2002 war sie Botschaftsrätin
bei der UNO in New York, dann wirkte
sie vier Jahre lang als persönliche Mit-
arbeiterin des damaligen Bundesrats
Joseph Deiss, bis sie 2006 im Staatsse-
kretariat für Wirtschaft (Seco) den Be-
reich bilaterale Wirtschaftsbeziehun-
gen übernahm. Dieses Amt hatte sie
ebenfalls vier Jahre inne, bis Johann

Schneider-Ammann sie Anfang 2011
als rechte Hand engagierte.

Am vorletzten Sonntag dürfte Rühl
ein Déjà-vu erlebt haben: Das Schwei-
zer Volk hat die Masseneinwande-
rungsinitiative angenommen. Im
Volkswirtschaftsdepartement von Jo-
hann Schneider-Ammann dürfte die
Stimmung besonders mies gewesen
sein. Wie vor mehr als 21 Jahren, als
das erste Ausland-Stage Rühl nach
Brüssel führte. Ankunft in der euro-
päischen Hauptstadt am 1. Dezember
1992, auf den 6. Dezember war die Ab-
stimmung über den EWR-Beitritt ter-
miniert. Champagner und Weisswein
standen gemäss einem Artikel der
«Südostschweiz» bereits kalt, als Rühl
an jenem Sonntagnachmittag gegen
16 Uhr in der Botschaft eintraf. Ent-
sprechend gross waren der Frust und
die Enttäuschung des Brüsseler Teams
über das Nein aus der Schweiz.

Sympathien für weibliche Chefin
Diesen internationalen Erfahrungs-

schatz dürfte Rühl im Rennen um den
Economiesuisse-Chefposten in die
Waagschale geworfen haben. Weitere
Stärken seien ihre Gewissenhaftigkeit
und Korrektheit, sagen Leute, die sie
kennen. Glamour und besonderes
Charisma suche man hingegen ver-
geblich. Das könnte im öffentlich-
keitswirksamen Wirtschaftsdachver-
band ein Nachteil sein – neben dem
Scherbenhaufen in Schneider-Am-
manns Volkswirtschaftsdepartement,
den Rühl mitzuverantworten hat. Als
weiterer Vorteil könnte sich hingegen
das Geschlecht erweisen – und das
ausgerechnet im Männerklub Econo-
miesuisse, in dessen Vorstand nur 3
von 69 Mitgliedern weiblich sind.

Auf den Namen Monika Rühl will
in der Öffentlichkeit zwar kein Vor-
standsmitglied eingehen. Die grund-
sätzliche Vorstellung, in Zukunft eine
Frau an der Spitze von Economiesuis-
se zu haben, ist aber vielen Entschei-
dungsträgern sympathisch: «Ich wür-
de es hervorragend finden, wenn un-
ser Verband etwas weiblicher werden
würde», sagt der Zürcher Unterneh-
mer und FDP-Nationalrat Ruedi Noser.

Auch Daniel Knecht, Präsident der
Knecht Brugg Holding und der Aar-

gauischen Industrie- und Handels-
kammer hätte im Economiesuisse--
Vorstand grundsätzlich gerne mehr
Frauen dabei: «Ich denke, wenn eine
Frau und ein Mann zur Wahl stehen,
die beide gleich gut qualifiziert sind,
dann hat die Frau sicher gute Chan-
cen, gewählt zu werden.»

Es steht allerdings noch gar nicht
definitiv fest, ob der Economiesuisse-
Vorstand diesen Freitag an einer aus-
serordentlichen Sitzung tatsächlich
darüber abstimmen kann, erstmals ei-
ne Frau an die Spitze zu wählen. Si-
cher ist nur, dass Rühl unter den letz-
ten verbliebenen Anwärtern ist und
gute Karten hat. Der Vorstandsaus-
schuss, der die Aufgabe hat, dem ge-
samten Vorstand einen Kandidaten –
oder eine Kandidatin – vorzuschlagen,
entscheidet aber erst heute oder mor-
gen definitiv. Economiesuisse-Präsi-
dent Heinz Karrer schweigt zum Fin-
dungsprozess. Und auch von Monika
Rühl war gestern keine Stellungnah-
me zu bekommen.

Führt eine Frau
den Männerklub
aus dem Elend?

VON THOMAS SCHLITTLER

Novum Eine Unbekannte hat intakte Chancen
auf den Chefposten bei Economiesuisse

Könnte für Economiesuisse-Premiere sorgen: Beamtin Monika Rühl. HO

Economiesuisse zeigt sich besorgt
über das derzeit angespannte Verhältnis
zwischen der Schweiz und der EU. Der
Wirtschaftsverband kritisiert die Reakti-
onen der EU als «vorschnell und nicht

zielführend». Die Sistierung wichtiger
Verträge schade beiden Seiten. Die
Nichtverlängerung der beiden wichtigen
Abkommen über das Studierenden-

programm «Erasmus+» und das For-

schungsprojekt «Horizon2020» sei be-
dauerlich, teilte der Dachverband am
Montag mit. Angesichts der gegenseiti-
gen Abhängigkeit seien beide Seiten an
einer Lösung der Probleme interessiert.
Die Annahme der Masseneinwande-
rungsinitiative habe die Beziehungen
zwar erschüttert, doch seien vorschnel-
le Massnahmen nicht der richtige Weg
– zumal die Umsetzung der Volksinitia-
tive noch völlig offen sei. (SDA)

■ KRITIK: «EU IST
VORSCHNELL»

In den Verwaltungsräten von
Schweizer Unternehmen sitzen
überdurchschnittlich viele alte Per-
sonen und Männer. Ausserdem fin-
den sich immer wieder die gleichen
Gesichter: 28 Prozent aller Schwei-
zer Verwaltungsräte üben drei oder
mehr Mandate aus, was europaweit
ein Spitzenwert ist.

Im Schnitt fast 61 Jahre alt
Im europäischen Durchschnitt

haben nur 11 Prozent aller Verwal-
tungsräte drei oder mehr Mandate
inne, wie eine gestern veröffent-
lichte Studie des Beratungsunter-
nehmens Heidrick und Struggles
zeigt. Auf den Schweizer Spitzen-
wert von 28 Prozent folgen Gross-

britannien mit 24 Prozent und
Schweden mit 23 Prozent.

Und auch beim Alter der Verwal-
tungsräte ist die Schweiz ganz vor-
ne dabei. Der durchschnittliche
Schweizer Verwaltungsrat ist 60,6
Jahre alt. Nur gerade die spanischen
Verwaltungsräte sind mit 61,2 Jah-
ren im Schnitt noch älter. Der euro-
päische Mittelwert liegt bei 58,2
Jahren.

Nach wie vor äusserst selten an-
zutreffen sind Frauen in Schweizer
Verwaltungsräten. Zwar ist deren
Anteil zwischen 2011 und 2013 von
11 auf 14 Prozent gestiegen. Im Ver-
gleich mit Europa ist dies allerdings
immer noch wenig. Der europäi-
sche Durchschnitt ist in den letzten
zwei Jahren von 12 auf 17 Prozent
angestiegen.

Spitzenreiter ist – auch dank
Quotenregelung – Norwegen mit 39
Prozent weiblichen Verwaltungsrä-
ten. In Finnland sind 27 Prozent al-
ler Verwaltungsräte Frauen, in
Frankreich 25 Prozent. Am unteren
Ende der Rangliste liegen Polen und

Portugal mit je 8 Prozent weibli-
chen Verwaltungsräten.

Wenig Doppelmandate
Das umstrittene Doppelmandat,

bei dem der Verwaltungsratspräsi-
dent gleichzeitig Geschäftsführer
ist, ist in der Schweiz verpönt. In
nur 5 Prozent der Schweizer Unter-
nehmen wird dieses Modell noch
praktiziert. In Europa ist das Dop-
pelmandat in immerhin noch 20

Prozent der Unternehmen anzutref-
fen, in Frankreich noch in 70 Pro-
zent aller Firmen.

Viele Schweizer Verwaltungsräte
waren dagegen früher einmal Chef
eines Unternehmens. In der
Schweiz ist dies bei jedem zweiten

Verwaltungsrat der Fall, im europa-
weiten Durchschnitt liegt der ent-
sprechende Anteil bei nur einem
Drittel.

Unzufriedene Verwaltungsräte
Die Studie, für die 400 Unterneh-

men untersucht und 240 Verwal-
tungsräte interviewt wurden, fragte
Letztere auch nach der Zufrieden-
heit mit den eigenen Leistungen.
Auffällig ist, dass europaweit mehr
als die Hälfte aller Verwaltungsräte
mit der Erfüllung ihrer Aufgabe bei
der Nachfolgeplanung im Unter-
nehmen nicht zufrieden sind.

Ein Verwaltungsrat investiere im
Schnitt rund 215 Arbeitsstunden
pro Jahr in sein Mandat, davon je-
doch nur rund 2 Stunden für die
Nachfolgeplanung im Unterneh-
men, besagt die Studie. «Offensicht-
lich haben Verwaltungsräte selber
zu wenig Zeit, sich mit dieser wich-
tigen Frage auseinanderzusetzen»,
wird Dominik Brülisauer von Hei-
drick und Struggles in der Medien-
mitteilung zitiert.

Schweiz Verwaltungsräte in
der Schweiz zählen in Europa
zu den ältesten – und gegen
30 Prozent von ihnen haben
drei oder mehr Mandate.

Ältere Männer dominieren die Verwaltungsräte

VON YVONNE DEBRUNNER (SDA)

Frauen sind in Schweizer
Verwaltungsräten nach
wie vor äusserst
selten anzutreffen.

Der Berner Energiekonzern BKW
rechnet für das vergangene Ge-
schäftsjahr mit roten Zahlen. Wegen
umfangreicher Rückstellungen und
Wertberichtigungen dürfte sich der
Verlust zwischen 200 und 250 Millio-
nen Franken bewegen. Ohne diese
Sonderbelastungen schreibt die
BKW-Gruppe dank eines soliden ope-
rativen Geschäfts einen Reingewinn
von rund 150 Millionen Franken, wie
das Unternehmen am Montag mit-
teilte. Die BKW rechnet mit einem
Betriebsergebnis vor Abschreibun-
gen und Wertverminderungen von
rund 500 Millionen Franken.

Jährliche Wertschätzungen
Ob es noch weitere Wertberichti-

gungen geben wird, ist offen. «Mit
den geplanten Subventionen für
neue erneuerbare Energien in
Deutschland und des CO2-Marktes
sind die Unsicherheiten bei der lang-
fristigen Strompreiskurve wieder ge-
stiegen», sagt Dominik Meyer, Leiter
der Obligationen-Analyse bei der
Bank Vontobel in Zürich. Was die
einzelnen Anlagen und Kraftwerke
in den Büchern der BKW wert sind,
weiss nur das Unternehmen selber.

BKW schätzt den Wert seiner
Kraftwerke und Anlagen jährlich mit
einem internen Berechnungsmodell,
wie ein Sprecher auf Anfrage sagte.
Dabei spielten auch die Strompreise
eine Rolle. Bei dieser Bewertung kön-
ne es auch zu Höherbewertungen
kommen, wenn sich die Strompreise
stabilisieren, so der Sprecher.

Ein Stellenabbau stehe laut BKW
nicht zur Debatte. Natürlich müssten
die Kosten ständig überprüft werden,
so der BKW-Sprecher weiter. Aber
man wolle auch im Service-Bereich
wachsen – und das gehe nur mit wei-
terem qualifizierten Personal.

Weniger exponiert als andere
BKW ist aufgrund des vergleichs-

weise hohen Anteiles des Retailge-
schäftes in der Schweiz, das in der
Regel eine feste Preisbindung hat,
weitaus weniger verwundbar gegen-
über dem Zerfall der Marktpreise,
sagt Meyer weiter. In dieser Hinsicht
ähnelt BKW eher Axpo. Exponierter
gegenüber den Schwankungen der
Strompreise und dem Preisdruck
sind Unternehmen wie Alpiq oder
Repower.

Zudem konnte BKW für dieses
Jahr und die nächsten Jahre «relativ
gute Preise im Foward-Markt einlo-
cken», wie Meyer sagt. Mit anderen
Worten: Auf dem Terminmarkt er-
zielte das Unternehmen höhere Prei-
se als andere für zukünftig zu liefern-
den Strom. (NIK/SDA)

Billigstrom
entwertet
BKW-Kraftwerke

Mit einer einfacheren Steuerpolitik
will Frankreich wieder Investitionen
aus dem Ausland anziehen. Vor 30
Top-Managern ausländischer Kon-
zerne wie Nestlé, Siemens und Sam-
sung sagte Präsident François Hol-
lande am Montag im Elysee-Palast,
das Abgabensystem werde einfacher
und verlässlicher gestaltet.

Er garantiere Investoren, dass die
Steuersätze für ein Engagement in
Frankreich nicht im Nachhinein an-
gehoben würden – wie es in der Ver-
gangenheit passiert ist. Bis 2020 soll-
ten zudem die französischen Unter-
nehmenssteuern denen der Nach-
barn – allen voran Deutschland – an-
gepasst werden. Einzelheiten
nannte der sozialistische Präsident
nicht. Frankreichs Volkswirtschaft
hat mit sinkender Wettbewerbsfä-
higkeit und hoher Arbeitslosigkeit
zu kämpfen. Mit der Offensive in
der Steuer-Politik versucht Hollande
nun, die für einen Aufschwung not-
wendigen Investitionen ins Land zu
holen. (SDA)

Hollande lockt
Investoren an
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